An den Deutscher Bundestag 
Petitionsausschuss
Platz der Republik 1
11011 Berlin 
Fax.: (030) 227-36053 
 

Petition zur Änderung BetrVG §§ 16 Abs. 2 Satz 1 und 17 Abs.4 Satz 1 
 

Ich bin eine von ca. 33.000 Mitarbeiterinnen eines internationalen Technologie-Unternehmens mit Unternehmenszentrale in Deutschland (BaWü). 
Eine innerhalb unseres Unternehmens von Arbeitnehmervertretern angestossene Unterschiftensammlung für eine Petition ähnlichen Inhaltes musste aus juristischen Gründen wieder zurückgezogen werden. 
Daher stelle ich diese Petition als Privatperson, die sich in ihrem Rechts- und Demokratieverständnis empfindlich verletzt fühlt. 

Den vielen Kollegen, die in den vergangenen Wochen meinen Standpunkt geteilt haben, habe ich freigestellt, sich in geeigneter Form meiner Petition anzuschliessen. 

Zur Sache: 

Unser Unternehmen ist in seiner Branche Weltmarktführer und schafft seit 35 Jahren kontinuierlich neue Arbeitsplätze in Deutschland. 
Die Arbeit in unserem Unternehmen ist schöpferischer Natur, die Anforderungen wechseln ständig und sind in keinerlei gewerkschaftliche Normen pressbar. Wir Mitarbeiter fühlen uns als Mitunternehmer, die seit Gründung des Unternehmens in jedem Jahr am Unternehmenserfolg teilhatten. 
 
Im Aufsichtsrat werden die Mitarbeiter durch acht Arbeitnehmer vertreten. 
Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat sind eingebunden in alle Entscheidungen. Sie haben im AR die Möglichkeit, Fakten vor dem Hintergrund globaler und strategischer Aspekte zu bewerten. Die interne Vereinbarung zwischen Vorstand und Arbeitnehmervertretern fördert offenen Dialog. 
Alle Entscheidungen werden ohne Blockbildung herbeigeführt, da sie bei unterschiedlichen Positionen bis zur Konsensfähigkeit diskutiert und modifiziert werden. Alle Entscheidungen können deshalb auch kompetent den Mitarbeitern vermittelt werden. 
Fremde Interessen von Verbänden, Gewerkschaften oder politischen Strömungen haben keinerlei Einfluss auf die Diskussion und Entscheidungsfindung. Eine Polarisierung in Konfliktfällen wird konstruktiv vermieden. 
 

So war es bisher. 
Für Anfang März 2006 beriefen drei Mitarbeiter eine Betriebsversammlung zur Wahl eines Wahlvorstandes für eine Betriebsratswahl ein mit dem  Ergebnis, dass 91% der abgegebenen Stimmen gegen die Einsetzung eines Wahlvorstandes votierten und damit faktisch gegen die Wahl eines Betriebsrats überhaupt. 
 

Nach der geltenden Fassung der §§ 16 Abs. 2 Satz 1 und 17 Abs. 4 Satz 1 BetrBV kann eine im Unternehmen vertretene Gewerkschaft oder können drei einzelne Arbeitnehmer einen Antrag auf Bestellung eines Wahlvorstandes zur Vorbereitung von Betriebsratswahlen einreichen, auch wenn dies von der Mehrheit der Beschäftigten abgelehnt wird. Das Arbeitgericht hat keinen Ermessenspielraum, den Antrag abzulehnen. 
 

Die drei Mitarbeiter erklärten daraufhin, dass sie beim ArbG die Einsetzung eines Wahlvorstands beantragen werden, um die Betriebsratswahl gegen den erklärten Willen der Mehrheit der Belegschaft zu erzwingen. Sie taten dies bereits 3 Tage nach der verlorenen Wahl. 
Im hausinternen Mailsystem entbannte eine tagelange, unser aller Arbeitskraft lähmende Auseinandersetzung. Hunderte Kollegen äusserten ihr Unverständnis für diese undemokratische Verhaltensweise und apellierten an die Kollegen, den Antrag zurückzuziehen. 
 

In diese Diskussion mischte sich die IGM ein, in welche einer der drei Kollegen wenige Tage vor den Wahl eingetreten war. Die IGM errichtete eine Website speziell für die Mitarbeiter unseres Unternehmes. Von dort erreichten unsere Mitarbeiter Mails, in denen nicht nur uns Mitarbeitern mangelnde Intelligenz unterstellt wurde, sondern auch einer der Gründer unseres Unternehmes auf rüde und niveaulose Art beschimpft wurde (Originalton von IGM in Auszügen: "...dass wir die Intelligenz der Beschäftigten überschätzt haben: Sie sind auf das hysterische Geschrei von Herrn ... so abgefahren, dass nicht einmal mehr Gesetze beachtenswert erscheinen … Berlusconi lässt grüßen ...")
 

Mein persönliches Demokratieverständnis ist zutiefst dadurch erschüttert, dass in einem Unternehmen eines demokratischen Staates eine solche Missachtung des Willens der Mehrheit zulässig ist. Wenn selbst ein 91%-Votum ignoriert werden kann, was für einen Sinn haben dann Begriffe wie Demokratie und Arbeitnehmermitbestimmung noch? 
 

Wir sind davon überzeugt, dass ein Betriebsrat gegenüber unserem derzeitig praktizierten, oben geschilderten Modell der Mitarbeitervertretung keine Verbesserungen bringt, sondern dass der erhebliche bürokratische Overhead unserem Unternehmen Schaden zufügen und beträchtliche unproduktive Kosten verursachen wird. 
Die Folgen sind vorhersehbar: am Standort Deutschland wird das Geschäft Schritt für Schritt immer träger werden, bis hier so viel Sand im Getriebe ist, dass nur noch Nebenschauplätze in Deutschland bleiben können. 
 

Grundsätzlich bin ich nicht gegen Gewerkschaften, denn es gibt viele Unternehmen, auch in Deutschland, die nicht den hohen Standard der Zusammenarbeit zwischen Führung und Belegschaft haben, der bei uns gelebte Praxis ist, sondern in denen Missachtung bis hin zur Untreue den Umgang des Vorstandes mit der Belegschaft prägen. 
Der Gesetzgeber sollte viel mehr Gewicht darauf legen, andere Unternehmen auf den hohen Standard der qualifizierter Mitarbeitermitbestimmung zu heben, der bei uns normal ist, als dass wir durch veraltete Gesetze auf den viel niedrigeren Standard anderer Unternehmen heruntergedrückt werden. 
 

Ich apelliere daher an die Politikerinnen und Politiker aller Fraktionen im Deutschen Bundestag: Passen Sie das BetrVG den Anforderungen der heutigen Zeit an! 
Konkret bitte ich Sie, sich für die Ingangsetzung eines Gesetzgebungsverfahresn mit dem Ziel folgender Änderungen des BetrVG einzusetzen:
 

1. Vor der Wahl eines Wahlvorstandes zur Wahl eines Betriebsrates hat eine Urabstimmung zu erfolgen, die feststellt, ob die Mehrheit der Belegschaft überhaupt einen Betriebsrat will. 
 

2. Die Stellung eines Antrages auf Einsetzung eines Wahlvorstandes beim ArbG ist nur zulässig, wenn 30 Prozent der wahlberechtigten Arbeitnehmer bei der Urabstimmung dafür votiert haben. Ein von weniger als 30 Prozent gewollter Betriebsrat hat kein Mandat, für die Gesamtheit der Belegschaft zu sprechen.
 

3. Die Urabstimmung muss alle 2 Jahre wiederholt werden. Ein existierender Betriebsrat ist verpflichtet, sich umgehend selbst aufzulösen, sobald eine Urabstimmung keine Mehrheit für einen Betriebsrat ergeben hat.
 

4. Jeder Mitarbeiter hat das Recht, dem Betriebsrat schriftlich zu erklären, dass er dem Betriebsrat das Mandat entzieht, für seine Person zu sprechen. 
5. Bei Vorliegen des schriftlichen Mandatsentzuges eines Mitarbeiters darf der Betriebsrat in keiner Form Zugriff auf personenbezogene Daten des Mitarbeiters erhalten. 
 

 

Hochachtungsvoll

(Johanna Weitkamp)
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